
ist für die Entscheidung der Frage, ob überhaupt eine 
gerichtliche Strafe — und gegebenenfalls welche — aus
zusprechen ist, ebenfalls von Bedeutung. Das Kreis
gericht hat zwar den Betriebsleiter des VEB T., den 
Zeugen B., über das Verhalten der Angeklagten ver
nommen, jedoch aus dessen Aussage und der im Urteil 
getroffenen Feststellung, wonach sämtliche Angeklag
ten gute Arbeiter sind, bei der Beurteilung der Sache 
nicht die richtigen Schlußfolgerungen gezogen. Obwohl 
der Zeuge-B. in seiner Befragung vor der Volkspolizei 
erklärt hat, daß auch der Angeklagte K. in einer so-' 
zialistischen Brigade arbeitet, ist der Zeuge in der 
Hauptverhandlung dazu nicht vernommen worden' Das 
wäre jedoch erforderlich gewesen, weil schön die Tat
sache, daß der Angeklagte sich nach der Tat einer sozia
listischen Brigade angeschlossen hat, Rückschlüsse auf 
seine Einstellung zur Arbeit und deri Grad der Entwick
lung seines gesellschaftlichen Bewußtseins zuläßt. Ob er 
tatsächlich die von einem Brigademitglied zu erwar
tende positive Entwicklung genommen hat, muß aller
dings an Hand seiner Mitarbeit im Kollektiv überprüft 
werden. Auch der Umstand, daß der Angeklagte H. inner
halb der BGL des volkseigenen Betriebes eine Funktion 
ausübt, hätte dem Kreisgericht Veranlassung sein müs
sen 'festzustellen, wie der Angeklagte in dieser gesell
schaftlichen Organisation mitarbeitet und wie er dazu 
beiträgt, die Ziele der Gewerkschaften zu verwirklichen 
und die Interessen der Werktätigen wahrzunehmen. 
Weitere Aufklärung hätte auch hinsichtlich der gesell
schaftlichen Tätigkeit des Angeklagten G. erfolgen müs
sen; denn die Ausübung einer Wahlfunktion im Kreis
vorstand des FDGB deutet darauf hin, daß er sich im 
Rahmen der Gewerkschaftsarbeit aktiv betätigt hat. 
Dieser Umstand ist für die Beurteilung seines Verhal
tens und die Beantwortung der Frage nach der erfor
derlichen Erziehungsmaßnahme von Bedeutung. Wegen 
der insoweit ungenügenden Aufklärung der Sache ver
letzt die Entscheidung § 200 StPO.

Diese grundlegenden Mängel des Verfahrens und die 
idarauf beruhende, von der gesellschaftlichen Entwick
lung und dem Bewußtseinsstand der Angeklagten und 
ihrer Umgebung isolierte Betrachtung ihrer Handlun
gen haben zwangsläufig dazu geführt, daß das Kreis
gericht auch zu einem mit dem Wesen unserer Straf
politik nicht zu vereinbarenden, gröblich unrichtigen 
Strafausspruch gelangt ist. Schon nach dem bisherigen 
Ergebnis der Beweisaufnahme hätte beachtet werden 
müssen, daß die Herstellung und Verbreitung der un
züchtigen Abbildungen im vorliegenden Fall nur unbe
deutende gesellschaftsschädigende Folgen gehabt hat; 
denn die Fotografien sind — abgesehen von der Tat des 
Angeklagten W. — im wesentlichen nur innerhalb eines 
engeren Personenkreises gezeigt und dabei Jugend
lichen nicht zugänglich gemacht worden.

Das Kreisgericht hat zwar richtig darauf hingewiesen, 
daß das in den Handlungen der Angeklagten zum Aus
druck kommende Weiterwirken von Überresten bürger
licher Denkweise über die Beziehungen der Geschlech
ter zueinander im Widerspruch zu ihrem sonstigen Ver
halten innerhalb des gesellschaftlichen Produktionspro
zesses steht. Es hätte jedoch prüfen müssen, ob es sich 
dabei um Gegensätze handelt, die im Prozeß des sich in 
der außergerichtlichen gesellschaftlichen Erziehung und 
Selbsterziehung entwickelnden sozialistischen Bewußt
seins überwunden werden können. Dafür, daß sich die 
Angeklagten in einem positiven, die Gegensätze der Ver
gangenheit überwindenden Entwicklungsprozeß befin
den, hat bereits die bisherige Beweisaufnahme wich
tige Anhaltspunkte ergeben. Danach haben die Ange
klagten E., K. und G. seit Mitte des Jahres 1959 — also 
bereits mehrere Monate vor Einleitung des Strafver
fahrens — keine pornografischen Abbildungen mehr her- 
gestellt oder verbreitet. G. hat die aus dem Nachlaß 
seines verstorbenen Bruders übernommnen Bilder dar
über hinaus vernichtet, nachdem er sie von K. zurück
erhalten hatte. E. hat als Leiter einer Brigade, die um 
den Titel „Brigade der sozialistischen Arbeit“ kämpft, 
eine vorbildliche Arbeitsmoral gezeigt. Das läßt darauf 
schließen, daß die Angeklagten die Verwerflichkeit ihrer 
Handlungsweise von selbst erkannt haben und sich In 
ihrem Bewußtsein und Verhalten ein Wandlungsprözeß 
vollzogen hat, der die Erwartung rechtfertigt, daß sie 
künftig die Geböte der sozialistischen Moral und Ethik 
und die sozialistische Gesetzlichkeit einhalten werden.

Schon aus diesem Grunde hätte das Kreisgericht über 
das gesellschaftliche Verhalten dieser Angeklagten vor 
und nach Begehung der Tat gründlichere Aufklärung 
schaffen und danach eingehend prüfen müssen, ob die 
Voraussetzungen des § 9 Ziff. 2 StEG vorliegen.

Die Angeklagten H. und W. haben zwar noch bis un
mittelbar vor Einleitung des Ermittlungsverfahrens un
züchtige Bilder verbreitet: H. durch die Weitergabe an
W. und dieser, indem er sie seinen früheren Arbeits
kollegen und anderen Personen am 12. Dezember 1959 
zeigte. Bei ihnen liegt also zwischen der Tatbegehung 
und der Verurteilung nur ein Zeitraum von wenigen 
Wochen. Gleichwohl ist aber auch bei diesen Angeklag
ten die Anwendung des § 9 Ziff. 2 StEG nicht ausge
schlossen.

Die Annahme, eine grundlegende Wandlung des 
Täters im Sinne dieser Bestimmung müsse regelmäßig 
längere Zeit beanspruchen und könne deshalb erst nach 
Ablauf eines längeren Zeitraums geprüft und festgestellt 
werden, ist fehlerhaft und eine unzulässige Einengung 
des § 9 Ziff. 2 StEG. Es ist keine Seltenheit, daß ein 
Bürger, der eine positive Entwicklung genommen und 
stets die sozialistische Gesetzlichkeit geachtet hat, be
reits unmittelbar nach Begehung einer einmaligen, ge
ringfügigen Verfehlung erkennen läßt, daß er aus dem 
zu seiner Entwicklung im Widerspruch stehenden Ver
halten die von ihm zu erwartenden Schlußfolgerungen 
gezogen hat und künftig die sozialistische Gesetzlichkeit 
wieder achten wird. In welchem Zeitraum im gesamten 
Verhalten des Täters eine grundlegende Wandlung ein
getreten sein kann, ist in erster Linie vom Grad der Ge- 
.sellschaftsgefährlichkeit der von ihm begangenen Straf
tat, ihren ideologischen Ursachen, dem Verhalten des 
Täters vor der Tat und davon abhängig, in welchem 
Maße bei ihm sozialistisches Bewußtsein bereits vor der 
Tat entwickelt und gefestigt war. Andererseits kann 
aber in Ausnahmefällen eine grundlegende Wandlung 
auch ohne diese Voraussetzungen eintreten, wenn z. B. 
ein Spion das Verwerfliche seiner gegen die Deutsche 
Demokratische Republik und das sozialistische Lager 
begangenen schweren Verbrechen einsieht und seine 
Wandlung daraus ersichtlich wird, daß er sich freiwillig 
stellt und zur Wiedergutmachung des von ihm angerich
teten schweren Schadens, z. B. zur Entlarvung der Spio
nageorganisationen und zur Ergreifung seiner ehemali
gen Komplicen, beiträgt.

Ob bei den Angeklagten H. und W. Voraussetzungen 
für die Anwendung des § 9 Ziff. 2 StEG vorliegen, wird 
das Kreisgericht noch aufzuklären haben. Dabei müssen 
die an den Wandlungsprozeß gestellten Anforderungen 
im Verhältnis zum Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Tat und zum Stand des gesellschaftlichen Bewußt
seins des Täters vor der Tat stehen. Sie sind um so ge
ringer, wenn — wie im vorliegenden Fall — die Gesell- 
schaftsgefähriichkeit gering ist und der Bewußtseins
stand so entwickelt war, daß die Tat eine einmalige Ent-, 
gleisung darstellte. Es wird auch zu beachten sein, daß 
die Angeklagten bei der Überwindung der in ihrem 
Handeln zum Ausdruck gebrachten ideologischen Rück
ständigkeit nicht auf sich allein gestellt sind, sondern 
ihnen die Kollektive, in denen sie arbeiten, dabei hel
fend zur Seite stehen.

Mit Recht wird in dem Kassationsantrag hervorge
hoben, daß das Ermittlungsorgan, der Staatsanwalt und 
das Gericht die Aufgabe haben, auf die sich in den so
zialistischen Brigaden und anderen fortschrittlichen ge
sellschaftlichen Kollektiven vollziehende gesellschaft
liche Entwicklung gestrauchelter Bürger organisierend 
und aktiv fördernd einzuwirken, und zwar unabhängig 
davon, ob ein Strafverfahren eingeleitet und durchge
führt wird.

Hätten diese für die Verbrechensbekämpfung maß
gebenden Gesichtspunkte bereits bei Einleitung des Ver
fahrens Beachtung gefunden, dann wären alle beteilig
ten Justizorgane zu einer sowohl für die politisch-ideo
logische Erziehung der Angeklagten als’ auch für die 
Einbeziehung der Werktätigen in diesen gesellschaft-' 
liehen Prozeß wirksameren Lösung des hier vorliegen
den Konflikts gekommen. Dann wäre auch die fehler
hafte Anordnung der Veröffentlichung der Entschei
dung gemäß §7: StEG unterblieben.

Das Kreisgericht bat die öffentliche Bekanntmachung 
seines Urteils in der „Sächsischen Zeitung“ angeordnet,
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